
Fiskalisches Waterboarding
Alexis Tsipraswehrt sich gegen eine unangemessene Behandlung Griechenlands, die allen schadet.

D
ie Mehrheit der Leser des
Handelsblatts wird sich
bereits eine Meinung da-
rüber gebildet haben,
was sie in diesem Artikel
lesenwird. Ichwage es
dennoch, Sie zu bitten,

diese Zeilen möglichst vorurteilsfrei zu
lesen.
Der griechische Staat ist seit 2010 nicht

mehr in der Lage, seine Schulden zurück-
zuzahlen. Leider beschloss man auf euro-
päischer Seite, so zu tun, als könne man
dieses Problems durch den größten in der
Menschheitsgeschichte gewährten Kredit
und ein Strukturanpassungsprogramm
Herrwerden. Man tat, als handle es sich
beim drohenden Staatsbankrott um einen
Liquiditätsengpass.
Es hätte nicht mehr als gesunden Men-

schenverstand gebraucht, um zu erken-
nen, dass eine „Extend and Pretend“-Stra-
tegie, also einVerlängern undVortäu-
schen, nur Öl ins Feuer der Krise gießt
statt zu stabilisieren. Deshalb sprachenwir
uns gegen die Kreditvereinbarung vom
Mai 2010 aus, die die Schuldenproblema-
tik, deren Last unsere Partner unweiger-
lich auf ihre Bürger abwälzenwürden,
nicht lösen konnte. Daswusste auch die
Bundesregierung, die dennoch schwieg.
2012 gewährte man einenweiteren Kre-

dit.Während die Gelder unserer Partner
zur Finanzierung eines Systems der per-
sönlichen Bereicherung undVorteilsnah-
me verwendet wurden, beschnitt der vor-
genommene Haircut vornehmlich die Ein-
lagen der Sozialversicherungskassen. Viele
Schwache unserer Gesellschaft gerieten in
Arbeits- und Obdachlosigkeit
In jüngster Zeit sprechen Beobachter

von einer Stabilisierung Griechenlands,
vonWachstum und davon, dass die verfolg-
te Politik nun Früchte trage. Das ist eine
willkürlicheVerzerrung der Tatsachen: So
bedeutet der jüngste Anstieg des realen
Nationaleinkommens von 0,7 Prozent

nicht etwa das Ende der Rezession, son-
dern deren Fortsetzung, da im gleichen
Zeitraum die Inflation bei –1,8 Prozent lag.
Das Nationaleinkommen ist also gesun-

ken, der Schuldenbergwächst beständig
weiter.Wir haben es mit einer beschämen-
den Schönung der Statistik zu tun, mit wel-
cher man die Effektivität der von der Troi-
ka in Griechenland verfolgten Politik zu
belegen und die Europäer einweiteres Mal
hinters Licht zu führen versucht.
DieWahrheit ist, dass die Schulden Grie-

chenlands nicht zurückgezahlt werden

können, solange unsereVolkswirtschaft
ständigen fiskalischen Ertränkungsversu-
chen ausgesetzt ist („fiscal waterboar-
ding“). Das Beharren auf dieser ausweglo-
sen und menschenverachtenden Politik
und das Leugnen mathematischer Tatsa-
chen kosten den deutschen Steuerzahler
Unmengen Geld und bringt Griechen und
Deutsche gegeneinander auf.
Die deutschen Steuerzahler haben von

einer Syriza-Regierung nichts zu befürch-
ten. Im Gegenteil. Unser Ziel ist es nicht,
auf Konfrontation zu unseren Partnern zu

gehen, mehr Kredite oder einen Freibrief
für neue Defizite zu erhalten. Ziel ist die
Stabilisierung des Landes, ein ausgegliche-
ner Primärhaushalt und die Beendigung
des Aderlasses deutscher und griechischer
Steuerzahler.
Ichweiß, hinter der Forderung nach ge-

nauer Umsetzung dessen, was vereinbart
wurde, steht die Befürchtung, die Grie-
chen könnten sonst weitermachenwie bis-
her. Ich habe großesVerständnis dafür
und möchte klarstellen, dass es nicht mei-
ne Partei Syrizawar, die dieses System aus
Korruption, persönlicher Bereicherung
undVorteilsnahme geschaffen hat, son-
dern ebenjene, die heute stark auf die Ein-
haltung desVereinbarten und die Fortfüh-
rung des Reformprogramms pochen –
selbstverständlich nur, wenn dabei ihre
Privilegienweiter unangetastet bleiben.
Wir haben diesem kleptokratischen Sys-

tem den Kampf angesagt undwerden eine
weitreichende Reform des Staates und der
öffentlichenVerwaltung vornehmen,
Transparenz und Steuergerechtigkeit
schaffen und dabei hart gegen Geldwä-
scher vorgehen. Dies ist die Reformagen-
da, die am 25. Januar zurWahl steht.
Unser Ziel ist es, im Rahmen der Euro-

Zone zu einer neuen Übereinkunft zu kom-
men, die es der griechischen Bevölkerung
möglich macht zu atmen, ihre Produktivi-
tät freizusetzen und inWürde zu leben,
mitWiederherstellung der Schuldentragfä-
higkeit und einem Ausweg aus der Rezessi-
on durchWachstumsfinanzierung. Mit För-
derung des sozialen Zusammenhalts. Mit
mehr Solidarität und Demokratie.
Am 25. Januarwird in Griechenland eine

neue Chance für ganz Europa geboren.
Mögenwir sie nicht ungenutzt lassen.
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Der Autor ist Vorsitzender des
griechischen Parteienbündnisses Syriza.
Der vollständige Beitrag steht auf
www.handelsblatt.com
gastautor@handelsblatt.com
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